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	Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft
Fachgruppe  Sonderpädagogik im Bezirksverband Weser Ems



Sonderpädagogikinfo Nr. 15
Braucht das Land Niedersachsen keine Förderschullehrkräfte mehr?
Trotz der dramatischen Unterrichtsversorgung der Förderschulen im Bezirk Weser- Ems wurden für das kommende Schuljahr viel weniger Stellen ausgeschrieben als Bewerberinnen und Bewerber vorhanden sind.

Insgesamt beendeten 38 Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwärter ihren Vorbereitungsdienst im Studienseminar Osnabrück.

Ausgeschrieben wurden lediglich 28 Stellen an Förderschulen für Förderschullehrkräfte.

Obwohl vielerorts die Unterrichtsversorgung der Förderschulen sehr schlecht ist, wurden 25 Stellen an Grund,- Haupt,- Real,- und Oberschulen für GHR - Lehrkräfte ausgeschrieben, die dann zum Zweck der Unterrichtsversorgung der Förderschulen abgeordnet werden sollen. 

Etliche Förderschulen hätten die Möglichkeit gehabt, ihre Lehramtsanwärterinnen oder Anwärter einzustellen, haben aber keine Stelle zugewiesen bekommen trotz einer dramatisch schlechten Unterrichtsversorgung.

Ende Juni standen noch ca. 25 Förderschullehrkräfte ohne Stellenzusage für den Bezirk Weser-Ems zur Verfügung.

Gerade vor dem Hintergrund, dass bereits im letzten Schuljahr die Stunden für sonderpädagogische Unterstützung für die allgemeinbildenden Schulen erheblich gekürzt und teilweise Notlösungen zu Lasten von  Kolleginnen und Kollegen in den Schulen gesucht wurden, ist das ein skandalöser Vorgang. 

Ein Protestschreiben gegen diese Einstellungspraxis ist derzeit in Arbeit und wird in den nächsten Tagen auf den Weg gebracht. Hier sind wir auf eure Unterstützung angewiesen.
Achtung Reisekosten!!!
Die Gutachtenflut und der Wegfall der Überprüfungswoche haben dazu geführt, dass vermehrt Fahrten zu Kindergärten zwecks Gutachtenerstellung stattfinden mussten.
Denkt bitte unbedingt daran, Reisekosten zu beantragen. Entscheidend ist das Datum, an dem die Dienstreise stattgefunden hat. Nach Ablauf von 6 Monaten  verfallen die Reisekosten.
Abordnungen an die Grund- und Sek. 1 -  Schulen
Bitte achtet unbedingt darauf, dass eine schriftliche Verfügung vorliegt, wenn ihr euren Dienst in den allgemein bildenden Schulen aufnehmt. Ohne Verfügung seid ihr nicht versichert.
Manchmal liegen die Verfügungen nach den Sommerferien noch nicht vor, so dass ihr euren Dienst im Rahmen der Grundversorgung, des Mobilen Dienstes oder aus anderen Abordnungsgründen noch nicht aufnehmen dürft. 

Wenn Einwände gegen eine Abordnung bestehen, macht diese bitte umgehend geltend. Einwände müssen ernsthaft geprüft werden, wenn die persönlichen Belange von Kolleginnen und Kollegen betroffen sind.

Achtung
Verfügungen der Förderschullehrkräfte der  Mobilen Dienste
Prüft bitte, was auf euren Verfügungen steht. Steht dort Stadt- und Landkreis oder sogar mehrere Landkreise, weil dort einzelne Schulen zu betreuen sind, die für euch zwar je nach Lage der Schule gut erreichbar sind, könnt ihr euch u. U. nicht darauf verlassen, dass ihr nur dorthin geschickt werdet. Auf Grund der Verfügung könnt ihr verpflichtet werden, in allen genannten Kreisen uneingeschränkt eingesetzt  werden.
Nutzung des privaten PKW
Niemand kann zur Nutzung seines privaten PKW gezwungen werden. Falls die zu versorgende Schule nicht mit öffentlichen Verkehrsmitteln erreichbar ist, muss die Schulleitung prüfen, ob eine andere Kollegin oder ein anderer Kollege die Schule versorgen kann. Sollte auch dies nicht möglich sein, muss die Schulleitung mit der Landesschulbehörde klären, wie die Kolleginnen und Kollegen zu ihrer Abordnungsschule gelangen können.
Integrationshelferinnen und Integrationshelfer / Schulbegleiterinnen und Schulbegleiter
Durch die verpflichtende Umsetzung der Inklusion sind die Kosten für die kommunalen Schulträger enorm in die Höhe gestiegen. Vor allem die Anzahl der Integrationshelferinnen und Integrationshelfer stieg in diesem Schuljahr sprunghaft an. 175 Gemeinden haben sich bereit erklärt, gegen das Land Verfassungsbeschwerde einzulegen, da sie derzeit für die Kosten aufkommen müssen. Grundlage ist ein von den kommunalen Spitzenverbänden in Auftrag gegebenes Rechtsgutachten, wonach das Land verpflichtet ist, den Schulträgern die mit der Einführung der inklusiven Schule entstandenen Kosten auszugleichen.
Das Wichtigste zum Schluss:

Schöne und erholsame Sommerferien mit Sommerwetter
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